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Einführung in die Thematik

Nach dem Gesetz für die gleichberechtigte Teilhabe von Männern und
Frauen in Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen
Dienst vom 24. Apil 20151 (im Folgenden: FüPoG) müssen zum einen –
verkürzt und vereinfacht gesagt – die Aufsichtsräte großer Unternehmen
zu 30% mit Frauen besetzt werden (sogenannte „starre Quote“), zum ande-
ren besteht in bestimmten Unternehmen die Verpflichtung, Zielgrößen
für Aufsichtsrat, Vorstand bzw. Geschäftsführung und die beiden darunter
bestehenden Führungsebenen festzulegen (sogenannte „Flexi-Quote“). Die
starre Quote gilt nach § 96 Abs. 2 AktG zunächst insbesondere für die deut-
sche Aktiengesellschaft (AG), ihr Anwendungsbereich ist jedoch nicht da-
rauf beschränkt. Vielmehr sieht einerseits § 96 Abs. 3 AktG die Anwen-
dung der Quote auch auf solche Gesellschaften vor, die aus einer grenz-
überschreitenden Verschmelzung hervorgegangen sind (im Folgenden:
MgVG-Gesellschaften), andererseits enthält das SE-Ausführungsgesetz (SE-
AG)2 mit § 17 Abs. 2 sowie § 24 Abs. 3 Vorschriften zur Geltung der Quote
in der Societas Europaea (SE). Im Hinblick auf die Flexi-Quote existieren
hingegen keine Spezialregelungen für die SE sowie für die MgVG-Gesell-
schaften.

Inhalt und Ziel dieser Arbeit ist die intensive Auseinandersetzung mit
den Regelungen des FüPoG zwecks Aufzeigung von Schwachstellen und
die daran anknüpfende Erarbeitung von Lösungsvorschlägen, teils de lege
lata durch bloße Gesetzesauslegung sowie durch denkbare konkretisieren-
de Regelungen auf Satzungs- bzw. Geschäftsordnungsebene, teils de lege fe-
renda durch Modifikationen der gesetzlichen Vorschriften. Dabei wird –
im Anschluss an eine kleine Einführung – eine Dreiteilung vorgenommen:
Aufgrund der größeren Detailliertheit erfolgt zunächst die Darstellung
und Auseinandersetzung mit den Regelungen in Bezug auf die AG,3 da-

Teil 1:

1 BGBl I, S. 642.
2 Gesetz zur Ausführung und der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom

8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) vom 22. De-
zember 2004, BGBl. I, S. 3675.

3 Teil 2:Quote und Zielgrößen in der Aktiengesellschaft.

25



nach werden die auf die SE anwendbaren Vorschriften untersucht4 und
anschließend wird die Gesetzeslage in MgVG-Gesellschaften erörtert.5

Geschlechterquote in der Rechtstatsächlichkeit Europas

Deutschland ist nicht das einzige Land, in dem rechtliche Maßnahmen zur
Frauenförderung ergriffen wurden. Vielmehr existieren vergleichbare –
wenn auch im Detail unterschiedlich gestaltete – Regelungen in Norwe-
gen, Spanien, Italien, Österreich, Belgien, Frankreich, Portugal sowie den
Niederlanden.6 Im Folgenden soll ein Überblick über die Quotenregelun-
gen dieser Länder gegeben werden.7 Dabei wird nicht nur auf die An-
wendbarkeit solcher Quotenregelungen auf die jeweilige mit der deut-
schen Aktiengesellschaft vergleichbare Rechtsform eingegangen, sondern
auch die Erstreckung auf Gesellschaften in der Rechtsform der SE sowie
auf MgVG-Gesellschaften diskutiert.8

§ 1

4 Teil 3:Quote und Zielgrößen in der Societas Europaea.
5 Teil 4:Quote und Zielgrößen bei grenzüberschreitender Verschmelzung.
6 Überblick auch bei Teichmann/Langes EWS 2013, 175 (177 f.). Zu vernachlässigen

sind die gesetzlichen Ausgestaltungen in Finnland, Dänemark und Griechenland,
da diese keine allgemeinen, unter bestimmten Voraussetzungen eingreifenden
Quotenregelungen vorsehen; fixe Quoten gelten dort nur für Unternehmen in der
öffentlichen Hand, hinzu kommen gegebenenfalls ergänzend freiwillige Selbstver-
pflichtungen (Finnland, Dänemark) sowie eine gesetzliche Verpflichtung zur selb-
ständigen Quotenfestlegung (Dänemark); vgl. dazu Teichmann/Langes EWS 2013,
175 (179). Interessant ist schließlich, dass in Schweden gar keine gesetzliche Quote,
sondern lediglich eine Vorgabe des Corporate Governance Kodex gilt, der Frauen-
anteil aber dennoch recht hoch ist; teilweise wird dies auf die Angstmotivation an-
gesichts der harten Quotenregelung im Nachbarland Norwegen zurückgeführt,
vgl. dazu Teichmann/Langes EWS 2013, 175 (179).

7 Ausgeklammert bleibt hier allerdings mangels hinreichender Erkenntnisse über
die konkrete Ausgestaltung der Quotenregelung Portugal. Hinzuweisen ist an die-
ser Stelle zusätzlich auf den Erlass einer Quotenregelung in den USA. In Kaliforni-
en müssen von nun an im Verwaltungsrat mindestens zwei bzw. bei einer Größe
von mehr als sechs Mitgliedern mindestens drei Frauen sitzen, vgl. dazu Guttmann
Handelsblatt, 1. Oktober 2018.

8 Zur Erstreckung der deutschen Quote auf solche Gesellschaften vgl. Teil 3:Quote
und Zielgrößen in der Societas Europaea und Teil 4:Quote und Zielgrößen bei
grenzüberschreitender Verschmelzung.
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Norwegen

Norwegische Kapitalgesellschaften sind insbesondere die mit der GmbH
vergleichbare „Aksjeselskap“ (AS) und die mit der AG vergleichbare „All-
mennaksjeselskap“ (ASA). Rechtsgrundlage ist das „Lov om allmennaksje-
selskaper“ bzw. „allmennaksjeloven“. Zudem existiert in Norwegen auf-
grund der EWR-Mitgliedschaft die Rechtsform der SE, welche im „Lov om
europeiske selskape“ (SE-loven) geregelt ist.9

2003 wurde die Regelung des § 6–11a in das „allmennaksjeloven“ einge-
fügt, welche in Abs. 1 die Beteiligung beider Geschlechter bei der Beset-
zung des Verwaltungsrats aller börsennotierten Gesellschaften vorsieht.
Für den Fall der Nichterfüllung ergibt sich aus den allgemeinen Regelun-
gen, dass Maßnahmen von der Verhängung von Bußgeldern bis hin zur
Zwangsauflösung des Unternehmens als ultima ratio vorgesehen werden
können.10 In Abs. 2 sieht die norwegische Quotenregelung vor, dass die
Arbeitnehmervertreter von der Quote ausgenommen sind; außerdem ent-
hält sie eine Ausnahme für den Fall, dass ein Geschlecht in der Gesamtbe-
legschaft mit weniger als 20% repräsentiert ist.

Spanien

Das „Ley de Sociedades de Capital“ enthält Vorschriften zur „Sociedad de
responsabilidad limitada“ (vergleichbar mit der GmbH), zur „Sociedad
anónima“ (SA, vergleichbar mit der AG) und zur „Sociedad anónima euro-
pea“ (spanische SE). Die grenzüberschreitende Verschmelzung („fusión
transfronteriza“) ist im „Ley 3/2009 sobre modificaciones estructurales de
las sociedades mercantiles“ (d.h. im spanischen Umwandlungsgesetz) gere-
gelt.

Das „Ley de Sociedades de Capital“ enthält keine Regelung zum Frauen-
anteil. Allerdings wurde 2007 ein Gesetz zur effektiven Gleichstellung von
Frauen und Männern („Ley Orgánica 3/2007 para la igualdad efectiva de
mujeres y hombres”) erlassen, welches Gleichstellungsmaßnahmen in ver-
schiedenen Bereichen enthält, so auch im Gesellschaftsrecht. Danach ha-
ben solche Gesellschaften, die zur vollständigen Offenlegung ihrer Gewin-

I.

II.

9 Christiansen/Brathen/Kolstad in: Jannott/Frodermann-HBdSE, § 15 Rn. 2546.
10 Teichmann/Langes EWS 2013, 175 (178).
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ne und Verluste verpflichtet sind,11 eine ausgewogene Vertretung beider
Geschlechter in ihrem „consejo de administración“ anzustreben (articulo
75), wobei eine ausgewogene Vertretung bei einem Geschlechterverhältnis
von 60/40 bestehen soll (disposición adicional primera). Eine Sanktion in
Form einer nachteiligen Behandlung der nicht erfüllenden Unternehmen
sieht die spanische Regelung nicht vor. Vielmehr erfolgt eine Privilegie-
rung der erfüllenden Unternehmen durch Bevorzugung bei der Erteilung
öffentlicher Aufträge.12

Niederlande

Das Recht der niederländischen Gesellschaften ist im 2. Buch des „Burger-
lijk Wetboek“ geregelt. Zu nennen sind die „Naamlooze vennootschap-
pen“ (N.V., vergleichbar mit der AG) und die „Besloten vennootschappen
met beperkte aansprakelijkheid“ (B.V., vergleichbar mit der GmbH). Die
„Europese vennootschap“ (niederländische SE) ist in dem speziellen „Uit-
voeringswet verordening Europese vennootschap“ geregelt. Für die grenz-
überschreitende Verschmelzung wurde ein neuer Abschnitt in das „Bur-
gerlijk Wetboek“ eingefügt.13

Seit 2010 enthalten die Vorschriften zu N.V. und B.V. jeweils eine Rege-
lung zur ausgewogenen Verteilung der Geschlechter in Vorstand und Auf-
sichtsrat in Form der Vorgabe eines Mindestfrauenanteils in Höhe von
30% (Art. 166 für die N.V. und Art. 276 für die B.V.). Als Sanktion ist le-
diglich eine Erklärung vorgesehen, warum die Quote nicht erfüllt wurde
und wie eine Nachbesserung erfolgen soll (Prinzip des „Comply or Ex-
plain“).14

III.

11 Zur vollständigen Gewinn- und Verlustoffenlegung sind alle Gesellschaften ver-
pflichtet, für die nicht die Privilegierung des articulo 258 Ley de Sociedades de
Capital („cuenta de pérdidas y ganancias abreviada“) eingreift; Teichmann/Langes
geben in ihrem Überblick an, dass Unternehmen mit mehr als 250 Mitarbeitern
betroffen sind, vgl. Teichmann/Langes EWS 2013, 175 (180).

12 Teichmann/Langes EWS 2013, 175 (180).
13 Boek 2 Titel 7 Afdeling 3A: Bijzondere bepalingen voor grensoverschrijdende fu-

sies.
14 Teichmann/Langes EWS 2013, 175 (180).
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Frankreich

Der französische „Code de Commerce“ enthält als „Sociétés Commercia-
les“ insbesondere die „Société anonyme“ (vergleichbar mit der AG) sowie
die „Société à responsabilité limitée“ (vergleichbar mit der GmbH) und die
„Société européenne“ (französische SE). Die auf die SE bezogenenen ge-
sellschaftsbezogenen Vorschriften wurden in den „Code de Commerce“
sowie die Vorschriften zur Arbeitnehmerbeteiligung in den „Code du tra-
vail“ integriert.15 Gleiches gilt für die grenzüberschreitende Verschmel-
zung.16

Durch das „Loi relative à la représentation équilibrée des femmes et des
hommes au sein des conseils d'administration et de surveillance et à l'égali-
té professionnelle“ wurde die Vorgabe einer 40%-igen Beteiligung beider
Geschlechter in den Spitzengremien von börsennotierten sowie von nicht-
börsennotierten Unternehmen mit mindestens 500 Arbeitnehmern und
einem Umsatz oder einer Bilanzsumme von mindestens 50 Mio. Euro ein-
geführt17 (konkret: L. 225–18–1 (für den Conseil d’administration) und
L. 225–69–1 (für den Conseil de surveillance)).18 Ein Verstoß gegen die
Quotenvorgabe bewirkt zum einen die Nichtigkeit der Bestellung (Arti-
cle 1 paragraphe 2 und Article 2 paragraphe 2), zum anderen eine persönli-
che finanzielle Sanktion der aktuellen Mitglieder durch Nichtzahlung der
Sitzungsgelder (Article 1 paragraphe 8 und Article 2 paragraphe 7).

Italien

Das italienische Gesellschaftsrecht ist im 5. Titel des 5. Buches des „Codice
Civile“ geregelt. Zu nennen sind insbesondere die Rechtsformen der „So-
cietà per azioni“ (vergleichbar mit der AG) und der „Società a responsabi-
lità limitata“ (vergleichbar mit der GmbH). Zur „Società europeia“ (italie-
nische SE) ist weder im „Codice Civile“ etwas geregelt, noch existiert ein

IV.

V.

15 Rohmert/Hellio/Herrmann in: Jannott/Frodermann-HBdSE, § 15 Rn. 756, 757.
16 Eingeführt durch das „LOI n° 2008–649 du 3 juillet 2008 portant diverses disposi-

tions d’adaptation du droit des sociétés au droit communautaire“, vgl. im „Code
de commerce“: Livre II Titre III Chapitre VI Section 4: Dispositions particulières
aux fusions transfrontalières.

17 Vgl. dazu auch Francois-Poncet/Deilmann/Otte NZG 2011, 450 ff.
18 Zu beachten ist allerdings, dass sich die Quotenvorgabe allein auf die Anteilseig-

nervertreter bezieht; hinsichtlich der Wahl der Arbeitnehmervertreter ist ledig-
lich auf eine paritätische Ausgestaltung der Wahllisten zu achten.
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separates Gesetz für die SE. Der italienische Gesetzgeber hat vielmehr auf
eine Umsetzung der SE-VO in nationales Recht verzichtet;19 stattdessen
sind auf die SE die besonderen im Rahmen der Gesellschaftsrechtsreform
von 2003/200420 eingeführten Regelungen anwendbar.21 Für die grenz-
überschreitende Verschmelzung existieren hingegen nationale Regelun-
gen.22

2011 wurde eine Vorschrift für die Geschlechterverteilung in Leitungs-
organen erlassen (Art. 147-ter 1-ter im „Consolidated Law on Finance“).
Danach ist eine entsprechende Regelung in die Satzung aufzunehmen, wo-
bei das unterrepräsentierte Geschlecht mindestens zu einem Drittel vertre-
ten sein muss. Wird das Leitungsorgan nicht entsprechend der Satzung zu-
sammengesetzt, wird zunächst eine Warnung mit Abhilfefrist ausgespro-
chen; anschließend wird gegebenenfalls eine Geldbuße verhängt und eine
erneute Frist gesetzt; bei fortdauerndem Verstoß verlieren die Organmit-
glieder schließlich ihr Mandat. Die Vorschrift selbst enthält keine Anwen-
dungsvoraussetzungen, allerdings gilt das „Consolidated Law on Finance“
nur für börsennotierte Gesellschaften.

Belgien

Der „Code des sociétés“ enthält insbesondere Regelungen zur „Société pri-
vée à responsabilité limitée“ (vergleichbar mit der GmbH), zur „Société an-
onyme“ (vergleichbar mit der AG) und zur „Société européenne“ (belgi-
sche SE). Die Regelungen zur belgischen SE wurden durch die „Königli-
che Verordnung“ vom 1. September 2009“ in das nationale Kapitalgesell-
schaftsrecht integriert.23 Auch die grenzüberschreitende Verschmelzung ist
im „Code des sociétés“ geregelt.24

VI.

19 Dies ist aufgrund der unmittelbaren Anwendbarkeit der SE-VO gemäß Art. 249
Abs. 2 EGV auch nicht zwingend erforderlich, Boettcher, Kompetenzen in monis-
tischer SE, 2009, S. 23; Bron, Grenzüberschreitende Verschmelzung, 2005, S. 20;
Endres RIW 2004, 735 (736); Neye/Teichmann AG 2003, 169.

20 „Decreto Legislativo 17 gennaio 2003, n. 6“.
21 Cavasola/Zischg in: Jannott/Frodermann-HBdSE, § 15 vor Rn. 1467 Fn. 1.
22 „Decreto legislativo 30 maggio 2008, n. 108: attuazione della direttiva

2005/56/CE, relativa alle fusioni transfrontaliere delle societa’ di capitali“.
23 Lebbink/Peeters/Guyot in: Jannott/Frodermann-HBdSE, § 15 Rn. 1.
24 Livre XI Titre Vbis: Règles spécifiques concernant les fusions transfrontalières et

opérations assimilées.
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